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den festgelegte Marke von 50 Fällen

deutlichunterschritten.

Elf Neuinfektionen

InLuxemburgwurden gestern bei 768

Tests insgesamt elf Neuinfektionen

gemeldet (davon sechs Einwohner).

Allerdings gibt es einen weiteren Ster-

befall zu beklagen.Die Zahl der Todes-

fälle steigt damit auf 124. Im Groß-

herzogtum sind damit noch etwa 606

aktive Infektionenbekannt. LJ/DPA

gesagt. Mit 47,44 ansässigen Neuin-

fizierten pro 100.000 Einwohner

über denZeitraumvom 3. bis zum 9.

August sei dievon deutschenBehör-

Luxemburg sieht auch keine

Grundlage mehr für eine Einstu-

fung als Corona-Risikogebiet durch

deutsche Behörden. Nach neusten

epidemiologischen Zahlen seien die

Sars-CoV-2-Neuinfektionen stark

rückläufig, hatte Außenminister

JeanAsselborn am Donnerstagabend

hérzogtum nicht nur beobachten,

sondern die Einstufung als Risiko-

gebiet im Lichte der aktuellen Zah-

len schnellstmöglich aufheben." Sie

habe dazu mit Bundesgesundheits-

minister Jens Spahn (CDU) telefo-

niert. Eine Überprüfung des Status

könne noch dieseWoche erfolgen.

sagte Dreyer gestern in Mainz laut

Mitteilung. „Angesichts dieser po-

sitiven Entwicklung sollte die Bun-

desregierung die Situation im Groß-

MAINZ/LUXEMBURG Die rheinland-

pfälzische Ministerpräsidentin
Malu Dreyer (SPD) hat die deutsche

Bundesregierung aufgefordert, die

Einstufung Luxemburgs als Corona-

Risikogebiet „schnellstmöglich auf-

zuheben". „Es ist sehr erfreulich,

dass nach den neuesten epidemio-

logischen Statistiken die Infekti-

onszahlen inLuxemburg stark rück-

läufig sind und damit die Tendenz

der letzten Wochen bestätigen",

Rheinland-Pfalz: Malu Dreyer fordert Aufhebung von Luxemburg als Corona-Risikogebiet

DEUTSCHLAND Telefonat mit Jens Spahn

Nach Außenminister Jean

Asselborn sieht auch Minister-
präsidentin Malu Dreyer keine
Grundlage mehr für eine Ein-

stufung Luxemburgs als

Corona-Risikogebiet. Die

Bundesregierung solle schnell
reagieren.

Die rheinland-pfälzische Mi-

nisterpräsidentin Malu Dreyer
(SPD) hat die Bundesregierung
aufgefordert, die Einstufung Lu-

xemburgs als Corona-Risikogebiet
„schnellstmöglich aufzuheben".

„Es ist sehr erfreulich, dass nach
den neuesten epidemiologischen
Statistiken die Infektionszahlen
in Luxemburg stark rückläufig
sind und damit die Tendenz der
letzten Wochen bestätigen", sagte
Dreyer am Montag in Mainz laut
Mitteilung.

„Angesichts dieser positiven
Entwicklung sollte die Bundes-
regierung die Situation im Groß-

herzogtum nicht nur beobachten,
sondern die Einstufung als
Risikogebiet im Lichte der ak-
tuellen Zahlen schnellstmöglich

aufheben." Sie habe dazu mit
Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn (CDU) telefoniert. Eine
Überprüfung des Status könne
noch diese Woche erfolgen.

Die Marke

Luxemburg sieht auch keine

Grundlage mehr für eine Ein-

stufung als Corona-Risikogebiet
durch deutsche Behörden. Nach
neusten epidemiologischen Zah-
len seien die Sars-CoV-2-Neuin-

fektionen stark rückläufig, hatte
Außenminister Jean Asselborn
am Donnerstagabend gesagt. Mit
47,44 ansässigen Neuinfizierten

pro 100.000 Einwohner über den
Zeitraum vom 3. bis zum 9. Au-
gust sei die von deutschen Be-
hörden festgelegte Marke von 50
Fällen deutlich unterschritten.

Mitte Juli war Luxemburg vom

Robert-Koch -Institut (RKI) zum
Corona-Risikogebiet erklärt wor-

den, nachdem es die Schwel-

le von 50 Neuinfizierten pro
100.000 Einwohner innerhalb
von sieben Tagen überschritten
hatte. Luxemburg hatte sich
von Anfang an gegen diese Ein-
stufung gewehrt: Die hohen Zah-
len hingen unter anderem damit

zusammen, dass Luxemburg
flächendeckend und mehr als
andere Länder teste - und dabei
auch Grenzgänger miteinbeziehe.

Dreyer sagte: „Als Land mit

langen Außengrenzen zu meh-
reren europäischen Nachbar-
staaten sind wir insbesondere mit

Luxemburg eng verbunden. Al-
lein zur Arbeit pendeln täglich
rund 40.000 Menschen aus unse-
rem Land über die Grenzen." Die
Ausweisung von Luxemburg als
Risikogebiet habe dabei erneut
„massive Auswirkungen" gehabt.
Diesen Status aufzuheben, sei
für die Bürger sowie den freien

Waren- und Dienstleistungsver-
kehr in der Grenzregion sehr

wichtig. (dpa)



Berlin streicht Luxemburg von der Liste der Corona-Risikogebiete
Luxemburg. Seit Tagen war dar-
über spekuliert worden. Nun ist es
amtlich. Die deutsche Regierung
stuft Luxemburg nicht länger als
Corona-Risikogebiet ein. Da die
Zahl der Neuinfektionen in der
zweiten Woche in Folge unter die
Grenze von 50 neuen Fällen pro
100 000 Einwohner gesunken ist,
hat Berlin seine Reisewarnung auf-
gehoben. Einwohner des Großher-
zogtums, die nach Deutschland rei-

sen wollen, müssen bei der Einrei-
se also kein negatives Testergeb-
nis mehr vorzuweisen.

Wie dem Wochenbericht des
Gesundheitsministeriums zu ent-
nehmen ist, haben sich zwischen
dem 10. und dem 16. August 249
Personen mit dem Corona-Virus
infiziert, 30 Prozent weniger als in
der Vorwoche. Gleichzeitig ist
aber auch die Zahl der durchge-
führten Tests stark zurückgegan-

gen, und zwar von mehr als 50 000
im Zeitraum zwischen dem 3. und
dem 9. August auf nur noch 37 738
in der vergangenen Woche.

Trotz der insgesamt positiven
Entwicklung gibt es Anlass zur
Sorge. Mit 63 Fällen geht mittler-
weile fast ein Viertel der Neuin-
fektionen auf das Konto von Per-
sonen, die aus dem Ausland zu-
rückkommen. DS
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STEUERN Abmachung mit Deutschland wird automatisch verlängert
Grenzgänger aus Belgien kön-
nen bis Ende des Jahres weiter
im Home -Office arbeiten. Die
belgische und die luxemburgi-
sche Regierung haben sich auf
eine Verlängerung der Aus-
nahmeregelungen geeinigt,
die im Zuge der Corona-Kri-
se aufgestellt wurden. Die Ab-
machung mit den deutschen
Behörden verlängert sich auto-
matisch um einen Monat.
Luxemburg und Belgien haben
sich darauf geeinigt, die Home -Office -Ausnahmeregelung für bel-
gische Grenzgänger bis zum Ende
dieses Jahres zu verlängern. Das
erklärte das Finanzministerium
am Montag in einer Pressemit-
teilung. Arbeitnehmer dürfen jetzt
bis zum 31. Dezember von ihrem

Wohnsitz in Belgien aus für ihren
Luxemburger Arbeitgeber arbei-
ten, ohne dort Steuern zahlen zu
müssen.

Laut einer beidseitig unter-
schriebenen Konvention können
belgische Arbeitnehmer eigent-
lich nur 24 Tage von zu Hause
aus arbeiten, ohne steuerliche
Nachteile fürchten zu müssen.
Mitte März war wegen der Co-
rona-Krise eine erste Ausnahme-
regelung mit Belgien vereinbart
worden. Ähnliche Ausnahmen
wurden während der Krise auch
für Arbeitnehmer aus Frankreich
und Deutschland beschlossen.
Der Vertrag mit den deutschen
Behörden wurde bei der ersten
Verlängerung so angepasst, dass
dieser sich automatisch um einen

Monat verlängert, bis eines der
beiden Länder von ihm zurück-
tritt. Auch die deutschen Grenz-
gänger können also aufatmen.
Der Vertrag mit Frankreich ist bis-
her noch nicht verlängert worden.

Finanzminister Pierre Gra-
megna (DP) wird in der
Pressemitteilung zitiert: „Diese Aus-
nahmeregelung mit unseren bel-
gischen Nachbarn ist sehr wichtig
im Kampf gegen die Verbreitung
von Covid-19. So konnte den
luxemburgischen und 50.000
belgischen Grenzgängern die not-
wendige Flexibilität garantiert
werden." Die Verlängerung des
Telearbeitsabkommens sei eine
ausgezeichnete Nachricht für
beide Länder. (Red./sen/joé)
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Avenue ist bereits das neue urbane Stadt-
bild zu erkennen. Eine neue Baumallee
schmückt die beiden Straßenseiten.

Doch noch gibt es ein paar Lücken. Auf
dem Pont Adolphe wurden die Gleise wie-
der herausgerissen. Der Grund: Es fehlten
spezielle Dehn- und Bewegungsfugen. jwi
฀ Lokales, Seite 23

Avenue de laLiberté verlegt und die Tram-

Haltestellen am Hauptbahnhof gebaut. Da-

mit ist die Trasse fast durchgehend ge-
schlossen. Am oberen Abschnitt der Nei

Auf der Trambaustelle wird denn auch
während des Kollektivurlaubs nicht ge-

ruht. Vielmehr werden derzeit die letzten
Gleise auf dem Boulevard Royal und der

Luxemburg. Die größten Arbeiten am Schie-
nennetz der Tram zwischen Stäreplaz und
Hauptbahnhof sind bereits fertig. Dennoch
wird die Zeit knapp. Ende des Jahres soll
die Tram von Kirchberg bis zur Gare cen-
trale durchfahren können. Ein Plan, der
trotz Corona aufzugehen scheint: Laut Lux -

tram schreitet der Bau planmäßig voran.

Bis Ende des Jahres soll die Tram von Kirchberg bis zum Hauptbahnhof fahren

Trotz coronabedingten Baustopps soll die. Tram ab Dezember von der Stäreplaz bis zum Hauptbahnhof fahren

Von JeffWiltzius

Luxemburg. Schiene um Schiene
wächst die Tramstrecke zwischen
der Stäreplaz und dem Vorplatz
des Hauptbahnhofs zusammen -

auch in diesenTagen, in denen das
Baugewerbe ruht, wird gearbeitet.
Eine Sommerpause gibt es auf der
Baustelle von Luxtram nämlich
nicht. Da die Corona-Pandemiebe-
reits mit dem einhergehenden Bau-

stopp am 20. März den Zeitplan
durcheinanderbrachte, lautet das
Ziel der Betreibergesellschaft nun:
schnell aufholen.

Und laut Luxtram geht der Plan
auf: „Ziel bleibt es weiterhin, dass
die Tram bis Dezember zwischen
der Place del'Etoile und dem Bahn-
hof fährt", so Françoise Frieden,

Sprecherin von Luxtram. Die
Schienen wurden auf dem Groß-
teil der Strecke bereits verlegt und
das Gleisbett fast fertiggestellt. An

einigen Stellen sind die Arbeiten
aber zurzeit noch in vollem Gange
- etwa im Bahnhofsviertel, womit
die angrenzenden Geschäfte seit
Monaten zu hadern haben.

Im unteren Bereich der Avenue

dela Liberté, zwischen Place dePa-

ris und Place de la Gare, liegen die
Schienen größtenteils, jedoch müs-

sen noch Lücken im Gleisbett auf-
gefüllt werden. Auch die Signale
werden derzeit installiert. Neben
den Baggern und Absperrungen
drängen sich die Autos und Last-
wagen auf einer engen Fahrspur in
Richtung Gare centrale.

Das neue urbane Gesicht

Besser sieht es indes im oberen
Bereich der Nei Avenue, zwischen
Pont Adolphe und Place de Paris,

aus. Dort sind die Arbeiten an der
Tramstrecke inzwischen fast voll-
endet und lassen das neue urbane
Gesicht der NeiAvenue erkennen.
Die Schienen liegen und 69 neue

Platanen zieren die Allee. Die Bäu-
me -stammen aus einer Baumschu-
le im niederländischen Cuijk, sind
20 Jahrealt und zwischen zehn und
zwölf Metern hoch. Diese sollen
der alten Allee ihren historischen
Charme zurückgeben.

Die bestehenden Bäume
vor Beginn der Baustelle entfernt
und zum Teil entlang eines Fahr-

radwegs in Aspelt verpflanzt wor-
den. Der Erhalt dieser Bäume in
der Avenue de laLiberté war nicht
möglich, da die Wurzeln zu stark
mit den alten Leitungen verfloch-
ten waren. Im Zuge der Trambau-
stelle wurden nämlich zeitgleich
sämtliche unterirdischen Infra-
strukturen erneuert.

Ein Blick auf die Place de Paris
zeigt, dass die Arbeiten an den Glei-

sen und Haltestellen voranschrei-
ten. Der Platz selbst soll zudem
komplett neu gestaltet werden. Da

dieser dabei vergrößert und auto-

frei wird, sollen dort künftig Wo-
chenmärkte, lokale Feste sowie an-

dere Aktivitäten stattfinden. Die
Umgestaltung des Platzes soll bis

Juli2021 abgeschlossen sein.
Weiter unten in der Straße hat

sich auch das Bild am Bahnhofs-
vorplatz verändert. Die Gleise lie-
gen fast vollständig, auch wenn die
Arbeiten an den Tram-Haltestel-
len noch nicht abgeschlossen sind.
Auf dem Pont Adolphe hingegen
sind die Schienen wieder heraus-
gerissen worden, dies, weil noch

spezielle Dehn- und Bewegungs-
fugen angebracht werden müssen

(siehe Artikel unten).

Fast alles im Plan

Auch in der Oberstadt sind viele
Arbeiten fast abgeschlossen. So

sind zwischen der Stäreplaz und
dem oberen Teil des Royal-Hami-
lius die schwierigsten Arbeiten
vollbracht, nur die Gleisbettung
fehlt. Auch in der Kurve Richtung
Avenue Emile Reuter wurden die
Schienen bereits verlegt, genau
wie auf dem unteren Teilstück des
Boulevard Royal, zwischen Ave-

nue Monterey und Boulevard Roo-

sevelt. Am Boulevard Royal in Hö-

he des Royal-Hamilius fehlen in-
des noch einige Gleise.

Wann genau auf dem Strecken-

abschnitt zwischen Stäreplaz und
Hauptbahnhof die ersten Testfahr-
ten stattfinden, steht Luxtram zu-
folge allerdings noch nicht fest. Ge-

naueres dazu könne man erst An-

fang Oktober mitteilen. Fest steht
aber, dass die Tram die Passagiere
noch in diesem Jahr bis zur Gare

centrale bringen soll.
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DEUTSCHLAND Nachweis kann - theoretisch - nachgeholt werden
Frank Goebe€
Ob Deutschland zur Durch-
setzung seiner Testpflicht für
Einreisende wieder Grenz-
kontrollen einführen würde,
wurde in den vergangenen
Tagen viel diskutiert. Doch
ausbleibende Kontrollen be-
deuten nicht, dass man die
Testpflicht ignorieren dürfte

- selbst, wenn man „nur" für
einen schnellen Einkauf über
die Grenze will.

In Bezug auf die in Deutschland
bestehende Testpflicht für Ein-
reisende aus „Risikogebieten",
wozu auch Luxemburg gezählt
wird, hat es in den vergangenen
Tagen viele Unsicherheiten ge-
geben - die auch jetzt noch
Bestand haben. So ging es etwa

um die Frage, ob Deutschland
wieder Grenzkontrollen ein-
führen würde. Der luxembur-
gische Außenminister zeigte
sich davon regelrecht überzeugt
(das Tageblatt berichtete), ob-
gleich etwa das deutsche Innen-
ministerium mehrfach erklärt
hatte, dass solche Kontrollen
nicht vorgesehen seien und dass
es abseits der Flughäfen wohl
höchstens zu Stichproben durch
die Polizei kommen werde.

Klar ist aber: Die Testpflicht be-
steht unabhängig davon, ob und
in welcher Weise ihre Einhaltung
überhaupt kontrolliert wird.
Die nach derzeitigem Stand ein-
zige lebensnahe Möglichkeit für
einen Einwohner Luxemburgs,
legal nach Deutschland einzu-
reisen, besteht darin(in den ma-

ximal 48 Stunden vorher einen
Test auf das Coronavirus zu ma-
chen und darüber einen Nach-
weis mitzuführen - und das ist

bereits eine Ausnahme von der
Regel. Diese besagt nämlich: Jeder
aus Risikogebieten Einreisende
„hat sich unverzüglich nach der
Einreise auf direktem Weg in die
eigene Häuslichkeit oder eine
andere geeignete Unterkunft zu
begeben sowie sich für einen Zeit-
raum von 14 Tagen nach der Ein-
reise ständig dort aufzuhalten",
wie bereits im Juni vom Bundes-
gesundheitsministerium festgelegt
wurde.

Diese Quarantäne könnte ver-
kürzt werden, wie das Gesund-
heitsministerium erklärt: „Sie
lassen sich nach der Einreise in
Deutschland testen." Zwar müss-
te man auch dann bis zum Erhalt
des Testergebnisses in Quaran-
täne, aber ein Einreisewilliger,
speziell aus der Grenzregion,
könnte natürlich auch einfach
zurück nach Luxemburg' fahren

— theoretisch: Denn ob die ent-
sprechende Regelung wirklich so
verstanden werden kann, ist eine
der bestehenden Unsicherheiten.
Auch dem Tageblatt war es nicht
möglich, verlässliche Auskünfte
hierzu zu erhalten, obwohl ent-
sprechende Fragen unter anderem
an die Pressestellen der Innen -
und Gesundheitsministerien von
Bund und Land gestellt worden
waren.

Der Einreisende muss den Test
innerhalb von 72 Stunden ma-
chen — angenehmer Nebeneffekt:
Der Test ist dann auch kostenfrei.

Unter der Servicenummer 116
117 erhält man in Deutschland
Auskunft, wo das nächste Test-
zentrum ist. Größere Testzentren
werden derzeit etwa an . Flug-
häfen eingerichtet, allerdings sind
auch an den Grenzen der Bundes-
republik solche vorgesehen.
Natürlich ist es fraglich, ob ein

solches Vorgehen wie zuletzt be-
schrieben sinnvoll für die Ein-
reise aus Luxemburg ist. Leichter
umzusetzen, ist sicherlich, vorher
seinen Test im Großherzogtum
machen zu lassen.

Auch, was genau passiert, wenn
den deutschen Behörden auffallen
sollte, dass man die Testpflicht
missachtet hat, ist nicht ganz klar.
Anfragen sowohl an die Landes-
als auch die Bundespolizei in Trier
haben den Eindruck aufkommen
lassen, dass schon die Zuständig-
keit unklar ist: Die Landespolizei
verweist grundsätzlich auf die
Bundespolizei, weil die für Fra-
gen der Grenzübertritte zuständig
ist. Die Bundespolizei verweist
aber wieder in Gegenrichtung,
weil es hier um originäre Fragen
des Infektionsschutzes gehe, der
zunächst Ländersache -sei. Prin-
zipiell müsste allerdings zuerst
eine Meldung an das zuständige
Gesundheitsamt erfolgen, wel-
ches dann wiederum Anzeige
erstatten und ein Bußgeld ver-
hängen könnte. Beide befragten
Seiten stimmen aber zu, dass sie
im Einzelfall sicherlich die sofor-
tige Ausreise des Ertappten an-
ordnen könnten.











Deutsche Krankenhäuser lehnen Luxemburger Patienten ab - die Santé musste schon intervenieren
Von Jörg Tschürtz
Für Luxemburger, die nach
Deutschland reisen wollen, bauen
sich momentan viele Hürden auf.
Nicht nur Urlauber sind wegen der
Einstufung des Großherzogtums
als Risikogebiet mit strengeren
Einreisebedingungen konfrontiert
- auch medizinisch veranlasste
Aufenthalte in der Bundesrepu-
blik sind derzeit nur einge-
schränkt möglich.

Krankenhäuser wie das Univer-
sitätsklinikum Homburg im Saar-
land (UKS) nehmen derzeit nur in
dringenden Fällen Patienten aus
Luxemburg auf. „Das Universitäts-
klinikum des Saarlandes steht
selbstverständlich weiterhin für
dringliche Behandlungen von Pa-
tientinnen und Patienten mit
Wohnsitz in Luxemburg bereit -
kein Notfall wird abgelehnt, keine
Chemotherapie und keine Tumor-
operation wird abgesagt", erklärt
der Ärztliche Direktor und Vor-
standsvorsitzende des UKS, Wolf-
gang Reith. „Die Einschränkung
betrifft die Eingriffe und Behand-
lungen, die nicht zeitkritisch sind

- diese sollten nach Möglichkeit
verschoben werden."

Isolation und Test
Bei Akutfällen werden die Patien-
ten in der Klinik in Homburg zu-
nächst isoliert und danach engma-
schig auf den Corona-Virus getes-
tet. Diese „Vorsichtsmaßnahmen"
hätten sich beim Umgang mit Pa-
tienten aus vom Robert -Koch -In-
stitut ausgewiesenen Risikogebie-
ten bewährt. „Das betrifft nicht nur
Luxemburg, sondern auch alle an-
deren Risikogebiete." Man bittet
um Verständnis: Die strengeren
Maßnahmen dienten „dem Schutz
aller Patienten, auch der schwer-
kranken aus Luxemburg".

Eine ähnliche Präventionsmaß-

nahme gilt am Knappschaftsklini-
kum Saar: Notfälle aus Luxem-
burg würden weiterhin versorgt,
betont ein Sprecher. Zuletzt sei et-
wa ein Luxemburger Patient mit
Netzhautablösung in der Augen-
klinik behandelt worden. Anders
verhält es sich mit Patienten, die
keine dringende ärztliche Behand-
lung benötigen: Sie dürfen gene-
rell nicht aus Luxemburg zum
Knappschaftsklinikum anreisen.
„Sollte nun trotz Verbots ein sol-
cher Patient an unserer Pforte ste-
hen, so müsste er einen negativen
Corona-Test vorweisen, der nicht
älter als 48 Stunden ist, und natür-
lich frei von Covid-19-Symptomen
sein, um Einlass zu erhalten."

Auch im Brüderkrankenhaus in
Trier (Rheinland-Pfalz) werden
Luxemburger derzeit nur in medi-
zinisch dringlichen Fällen ver-
sorgt. „Was dringend ist, entschei-
det der jeweils verantwortliche
Arzt", so eine Sprecherin. An der
Universitätsmedizin in Mainz wur-
den Termine von Luxemburger Pa-
tienten, die ambulante Behandlun-
gen geplant hatten, ebenfalls ver-
schoben.

Dem Gesundheitsministerium
in Luxemburg ist die Problematik
bekannt. Der Behörde liegen zwei
Fälle vor, in denen eine medizini-
sche Behandlung von Patienten aus
Luxemburg in Deutschland trotz
Vorzeigens eines Negativ -Testes
abgesagt wurde.

„Im ersten Fall wurde der Pa-
tient erst nach Einwand des Ge-
sundheitsministeriums doch noch
aufgenommen”, berichtet eine
Sprecherin. Unter Vorzeigen eines
Negativ -Testes müssten Patienten
in allen Bundesländern angenom-
men werden, so die Einschätzung
der Luxemburger Regierung.
Wunsch und Wirklichkeit klaffen
allerdings weit auseinander.

Im Saarland gibt man sich zu-
geknöpft: Man habe keine Infor-
mationen über Luxemburger Pa-
tienten, denen ein medizinischer
Aufenthalt im Saarland verwehrt
wurde. In einer Stellungnahme er-
klärt eine Sprecherin des saarlän-
dischen Ministeriums für Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie
die derzeit geltende Rechtslage so:
„Personen aus Risikogebieten dür-
fen zu medizinischen Behandlun-
gen ins Saarland einreisen und
unterliegen auch nicht der gelten-
den Quarantäneverordnung im
Saarland." Soweit die Theorie - in
der Praxis können die Kranken-
häuser unter Verweis auf das
Hausrecht jedoch erweiterte Si-
cherheitsmaßnahmen ergreifen.

Eine Sprecherin des rheinland-
pfälzischen Gesundheitsministe-
riums sagt, die Situation sei kom-
pliziert: „Das Bundesland gibt den
rechtlichen Rahmen vor, aber das
letzte Wort hat das Krankenhaus."

Keine Vorbehalte in Aachen
Anders als in Rheinland-Pfalz und
im Saarland stellt sich die Situa-
tion im Bundesland Nordrhein-
Westfalen dar. Die Uniklinik
RWTH Aachen teilt auf Nachfra-
ge mit, dass Patienten mit Wohn-
sitz in Luxemburg weiterhin be-
handelt werden, auch ambulant.
„Wünschenswert wäre, dass Pa-
tienten . zum Termin einen Ab-
strich mit negativem Testergebnis
mitbringen, das nicht älter als 48
Stunden sein darf. Ist dies, bei-
spielsweise aufgrund der Dring-
lichkeit, nicht möglich, wird in der
Uniklinik RWTH Aachen, wie bei
allen stationären Aufnahmen auch,
ein Abstrich gemacht."

Danach würde der Patient bis
zum Vorliegen des Testergebnis-
ses in einem Einzelzimmer iso-
liert, um andere Patienten und Mit-

arbeiter vor einer möglichen An-
steckung zu schützen. An der Uni-
klinik RWTH Aachen wurden im
Vorjahr 152 ambulante und 32 sta-
tionäre Patienten aus Luxemburg
behandelt.

Das Robert -Koch -Institut hatte
Luxemburg Mitte Juli zum Corô-
na -Risikogebiet erklärt. Das Aus-
wärtige Amt in Berlin veröffent-
lichte daraufhin eine Reisewar-
nung für das Großherzogtum, die
weiterhin gültig ist. Menschen mit
Wohnsitz in Luxemburg müssen
seitdem bei der . Einreise in
Deutschland auf Nachfrage einen
negativen Test vorweisen können,
der nicht älter als 48 Stunden sein
darf. Ausnahmen gelten für Pend-
ler, Auszubildende und Studenten.
Auch Besuche von nicht unter dem
gleichen Dach wohnenden Lebens-
partnern sowie die Einreise für die
Pflege schutzbedürftiger Personen
bleiben ohne Test möglich - und
eigentlich auch medizinische Be-
handlungen.

Im Jahr 2018 erhielten mehr als
5200. in Luxemburg sozialversi-
cherte Patienten eine Genehmi-
gung für eine medizinische Be-
handlung in Deutschland. Nicht al-
le Arztbesuche im Ausland sind je-
doch genehmigungspflichtig. Al-
lein am Universitätsklinikum des
Saarlands in Homburg werden
jährlich etwa 2 500 Patienten aus
Luxemburg behandelt.• Das Bundesland• gibt den

rechtlichen
Rahmen vor, aber
das letzte Wort hat
das Krankenhaus.
Gesundheitsministerium

Rheinland-Pfalz













weg nach Luxemburg kommen,
also auf Findel landen, mit einem

Lokalisierungsformular, das die

Passagiere ausfüllen, erleichtert
werden. Die Daten sollen auto-

matisch an die Gesundheits-
direktion übermittelt werden.

Das oben erwähnte Gesetz zu
den Corona-Maßnahmen soll, so
ein weiterer Beschluss der Re-
gierung, bis Ende des Jahres ver-
längert werden.

in Bezug auf die
Corona-Pandemie und schlägt
zwei Änderungen zur Medika-

mentengesetzgebung vor. Mit
dem Gesetzesprojekt 7645 wird
das Corona-Gesetz vom 17. Juli
leicht geändert. So wird genau-
er definiert, was als Schutzmaske

gilt und für welche Personen die
Maskenpflicht aus medizinischen
Gründen nicht gilt. Des Weiteren
soll die Kontaktnachverfolgung
bei Menschen, die über den Luft-

Die Regierung, die am Freitag
unter der Präsidentschaft von
Premier Bettel zusammenkam,
beschäftigte sich laut Pressemit-
teilung des SIP mit der aktuel-

626 926. SH

Das Gesundheitsministerium hat 37

weitere Infizierungen mit dem Co-
rona-Virus bestätigt. Elf der positi-

ven Fälle stammen aus Tests im

Zusammenhang mit einer Flugreise,

zehn aus Tests, die vom Arzt ver-
schrieben worden waren, neun aus
dem Large Scale Testing und sie-

ben aus dem Contact Tracing. Seit
Beginn der Pandemie beläuft sich

die Zahl der positiven Fälle somit

auf 6 580. Einen weiteren Todesfall

hat es nicht gegeben. Derzeit wer-
den 30 Personen im Krankenhaus

behandelt, zwei davon in Intensiv-

pflege. Am Donnerstag waren laut

Gesundheitsministerium 8 082

Tests durchgeführt worden. Insge-

samt waren es deren bisher

Corona: 124 Tote
6 580 Infizierte

burger Regierung entschieden, als
offizielle Angabe nur noch die An-

zahl an Neuinfektionen bei Ansäs-

sigen an die europäische Kontroll-
behörde zu übermitteln.

Die Anpassung vom Donners-

tag ändere aber nichts an der bis-
herigen Teststrategie, betonte die

Sprecherin des Gesundheitsminis-
teriums, an dieser wolle man

weiterhin festhalten. Grenzgänger
sollen demnach weiterhin getestet

werden. Wird ein Pendler positiv
getestet, werden zudem die
Gesundheitsbehörden an dessen
Wohnsitz in Kenntnis gesetzt.

dern für die Einstufung von Risi-
kogebieten genutzt werden - und
man im Ausland auf wenig Ver-

ständnis für die spezifische Situa-
tion des Großherzogtums stoße,

wurde entschieden, präventiv die
Zahlen nicht mehr zu veröffentli-
chen.

Erst Mitte Juli hatte die Luxem-

wohnern übermittelt habe, habe
das Zentrum dennoch weiterhin

auch die Covid-Fälle bei Nicht -

Ansässigen registriert. Dadurch
sei es zu erhöhten Fallzahlen für
das Großherzogtum gekommen, so

die Erklärung des Ministeriums.
Da diese Zahlen von anderen Län-

Luxemburg. Seit Donnerstag veröf-
fentlicht die Santé keine Informa-
tionen mehr zu Covid-Fällen bei

Nicht-Ansässigen, die hierzulande

getestet wurden (siehe LW von
gestern). So will man laut einer

Sprecherin des Gesundheitsminis-
teriums vermeiden, dass Luxem-

burg von ausländischen Behörden
wegen erhöhter Infektionszahlen
erneut als Risikogebiet eingestuft
wird.

Obwohl die Santé dem zustän-

digen Centre européen de préven-
tion et de contrôle des maladies
stets nur, wie andere EU-Länder
auch, die Neuinfektionen von Ein-

Santé veröffentlicht keine Angaben mehr zu Neuinfektionen bei Nicht-Ansässigen

Am 3. August hatte die Regierung
ein weiteres Covid-Gesetz auf den
Instanzenweg geschickt. Im Ver-

gleich zum aktuellen Gesetz vom
17. Juli gibt es zwei wesentliche
Neuerungen. So soll die Réserve

sanitaire aufgestockt werden und
diepersönlichen Daten, die im Zu-

sammenhang mit der Pandemie ge-

sammelt wurden, sollen drei Mo-

nate länger aufbewahrt werden
dürfen. Der Staatsrat hat gestern

grünes Licht gegeben. Allerdings
will die Regierung nun noch Än-

derungsanträge einreichen: Ange-
sichts der aktuellen Entwicklung

sollen die Covid-Maßnahmen bis

zum 31. Dezember weiterlaufen.
Ursprünglich sollten sie nur bis
zum 30. September gelten. Dies hat
das Kabinett in seiner gestrigen
Sitzung beschlossen. Weitere An-

passungen betreffen die Defini-
tion des Mund -Nasen-Schutzes
und gewisse Ausnahmeregelun-
gen für Personen, die vom Tragen

einer Maske befreit sind. Das Ka-

binett hat ebenfalls beschlossen,

dass die Daten, von Flugpassagie-
ren, die in Luxemburg' ankommen,

sofort an die Santé weitergeleitet
werden können. Das contact tra-

cing soll dadurch schneller und ef-
fizienter werden. DS



Die Corona-Infektionszahlen steigen - Die Unternehmen hierzulande setzen weiterhin auf Heimarbeit
Von Mara Bilo
Die coronabedingten Einschrän-
kungen haben sich in vielen Län-
dern in den vergangenen Wochen
gelockert - dennoch zögern im-
mer noch viele Unternehmen, ihre
Mitarbeiter ins Büro zurückzuru-
fen, wie sich herausstellt. Ein Be-
richt in der britischen Zeitung
„The Guardian" zeigte gar, dass
eine Reihe britischer Unterneh-
men an der Heimarbeit festhalten
wollen und sich „dem Druck der
Regierung widersetzen, die Arbeit-
nehmer im August wieder in die
Büros zu holen", so die Zeitung.

In Luxemburg ist derweil die
Arbeit im Homeoffice, sofern mög-
lich, weiterhin zu bevorzugen, wie
es auf Nachfrage beim Arbeitsmi-
nisterium heißt. So lassen viele Fir-
men ihre Mitarbeiter auch weiter-
hin vom privaten Schreibtisch aus
arbeiten. Beispiel Europäische In-
vestitionsbank (EIB), die knapp
4 000 Beschäftigte zählt: Dort wird
nach wie vor an der Heimarbeit
festgehalten. „Die EIB hat sich für
eine allmähliche und vorsichtige
Rückkehr ins Büro entschieden;
derzeit arbeiten weniger als zehn
Prozent der Mitarbeiter vor Ort",
wie eine Sprecherin erklärt. Dafiir
gebe es mehrere Gründe: „Die
Heimarbeit funktioniert bei fast al-
len Mitarbeitern sehr gut, die An-
wesenheit im Büro ist nach wie vor
freiwillig und viele sind aktuell im
Urlaub."

Ähnlich sieht es bei der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft
KPMG aus, die hierzulande mehr
als 1800 Mitarbeiter zählt. „Die
Priorität liegt derzeit bei jenen
Mitarbeiter, die bei den Kunden
vor Ort arbeiten müssen, sowie je-

nen Mitarbeiter, die sich mit ihrem
Team treffen müssen, um sicher-
zustellen, dass alle Kundenanfor-
derungen erfüllt werden", so eine
Sprecherin. „Für den Rest des Per-
sonals wird die Heimarbeit nach
wie vor empfohlen." Die Spuer-
keess fördert ihrerseits weiterhin
die Heimarbeit für eine große Zahl
ihrer Mitarbeiter und sorgt dabei
für eine reduzierte Anwesenheits-
quote in Übereinstimmung mit den
Sicherheitsrichtlinien. „Verant-
wortliche bei der Bank stellen si-
cher, dass etwa die Hälfte ihrer
Teams vor Ort anwesend ist",
heißt es bei beim Finanzinstitut.
Nur bei den Bankfilialen sind es
mehr, „um der Spuerkeess die Kon-
tinuität der Bank- und Finanz-
dienstleistungen für die Kunden zu
ermöglichen."

Pläne bleiben bestehen
Die derzeit steigenden Corona- In-
fektionszahlen in Luxemburg ha-
ben derweil nichts an den Planun-
gen für die Rückkehr der Mit-
arbeiter geändert, wie die Firmen
berichten. „Das ist nicht notwen-
dig, denn mit der Art und Weise,
wie wir derzeit arbeiten, ist ein
Höchstmaß an Sicherheit an unse-
rem Standort gewährleistet", heißt
es bei der EIB. So auch die Spuer-
keess: Dort wird aufmerksam auf
die Entwicklung der Situation ge-
achtet - nach einer neuen Analyse
hat die Bank entschieden, an den
derzeit geltenden Richtlinien in
Bezug auf die Anwesenheit der
Mitarbeiter festzuhalten. „Die
Strategie der Spuerkeess bei der
Bewältigung der Gesundheitskrise
wird nicht durch den Anstieg der
Covid-19-Infektionen in Luxem-
burg beeinträchtigt. Die Präven-

tionsmaßnahmen erfüllen weiter-
hin das Hauptziel, das als Arbeit-
geber angestrebt wird, sprich der
maximale Schutz der Gesundheit
der Mitarbeiter und Kunden."

Bei KPMG wurde eine Reihe
verschiedener Phasen für eine
schrittweise Rückkehr ins Büro
festgelegt, wie eine Sprecherin der
Firma erklärt. „Wir werden dieses
Protokoll entsprechend der Ent-
wicklung der Situation weiter an-
passen. Die Gesundheit und Si-
cherheit unserer Mitarbeiter hat
oberste Priorität."

tke neue NormalætM
Derweil mehren sich die Signale,
dass viele Unternehmen auch nach
der Corona-Krise an der Heim-
arbeit festhalten wollen. So haben
viele Mitarbeiter bereits eine neue
Homeoffice -Ausstattung erhalten.

„Alle KPMG-Mitarbeiter haben
ein Laptop und ein Smartphone,
die jeweils über eine Reihe von si-
cheren Anwendungen verfügen,
welche die Flexibilität bieten, im
Büro, beim Kunden oder zu Hause
zu arbeiten", so die Firma. „Da die
Arbeit von zu Hause aus zur neu-
en Normalität wird, haben wir be-
reits eine begrenzte Anzahl unse-
rer Mitarbeiter mit Bildschirmen
ausgestattet und werden ab die-
sem Herbst zusätzliche feste oder
mobile Bildschirme geben."

• Für den Rest des• Personals wird die
Heimarbeit nach
wie vor empfohlen.
KPMG

Zahl des Tages

335 000
Nach Bloomberg-Information haben
bei den sechs größten europäischen

Banken rund 335 000 Mitarbeiter
in den vergangenen Monaten von

zu Hause aus gearbeitet.

Späte Rückkehr
Viele Großkonzerne im Ausland stel-
len sich langfristig auf Heimarbeit ein
und haben bereits angekündigt, ihre
Mitarbeiter weiter von zu Hause aus
arbeiten zu lassen. So sollen bei-
spielsweise die Mitarbeiter des Inter-
netriesen Google bis Juli 2021 im
Homeoffice bleiben, wie vor Kurzem
bekannt wurde. Der Schritt solle
den Mitarbeitern mehr Flexibilität
für die kommenden zwölf Monate
erlauben, so Firmenchef Sundar
Pichai in einer E-Mail an die Mitarbei-
ter, über die das „Wall Street Jour-

nal" berichtete. Der Google-Mutter-
konzern Alphabet hatte Ende vergan-
genen Jahres rund 119 000 Vollzeit -
Mitarbeiter.

Das Tech -Unternehmen Twitter
hat derweil bereits Mitte Mai ange-
kündigt, den Mitarbeitern die Freiheit
zu geben, auch nach dem Ende der
Corona-Krise weiter uneingeschränkt
von zu Hause aus arbeiten zu dürfen.
„Wenn unsere Beschäftigten in einer
Rolle und Lage sind, die es ihnen er-
lauben, von zu Hause aus zu arbei-
ten, und sie für immer damit weiter-
machen wollen, werden wir das
möglich machen", erklärte der Kurz-

nachrichtendienst damals. Die ver-
gangenen Wochen hätten gezeigt,
dass es funktioniert, wenn Menschen
an verschiedenen Orten zusammen-
arbeiteten. Dazu kommt: Die Twitter-
Mitarbeiter könnten nun auch bis zu
1 000 US-Dollar für ihre Homeoffice -
Ausstattung ausgeben, wie die Web -
site „Buzzfeed" berichtete. Twitter ,
hatte nach jüngsten Angaben zum
Ende vergangenen Jahres 4 900 Be-
schäftigte.

Beim Konzern Siemens wird auch
nach der Pandemie stark auf mobiles
Arbeiten gesetzt. Mehr als die Hälfte
der Mitarbeiter sollen künftig an zwei



bis drei Tagen pro Woche nicht mehr
ins Büro oder ins Werk müssen, wie
Siemens Mitte Juli mitteilte. „Wir ha-
ben gesehen, wie produktiv und ef-
fektiv das mobile Arbeiten sein kann.
Da haben sich einige Vorurteile in
Luft aufgelöst", so das Unternehmen.
Rund 140 000 Mitarbeiter sollen
von den neuen Regeln profitieren
können. dpalmbb

Aussetzung der
Pendlerregelungen
Die zu Beginn der Corona-Pande-
mie beschlossenen Abkommen
zwischen Luxemburg und den
Nachbarländern Belgien, Deutsch-
land und Frankreich, um die eigent-
lich geltenden Pendlerregelungen
auszusetzen, könnten verlängert
werden. „Angesichts der aktuellen
Situation und der Entwicklung des
Corona-Virus sind die ersten
Schritte mit unseren Nachbarn im
Gange, um eine Verlängerung der

Abkommen über den 31. August
hinaus zu diskutieren", heißt es auf
Nachfrage beim Finanzministe-
rium. Unter normalen Umständen
können Grenzgänger nur eine be-
grenzte Zahl von Arbeitstagen
außerhalb der Grenzen Luxem-
burgs leisten, ohne in ihrem Wohn-
sitz diese Arbeitstage besteuern zu
müssen - fir Belgien gelten 24 Ta-
ge, für Deutschland 19 Tage und für
Frankreich 29 Tage. Die Regierun-
gen hatten sich vorerst auf eine
Aussetzung dieser Regelungen bis
zum 3L August geeinigt. mbb












